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Mit der Bitte um Verbreitung und  Berichterstattung
Klosterkammer Hannover: Neues Gutachten gibt den Pächtern recht.
Seit Jahren wehren sich Grundstückspächter verzweifelt gegen die von der Klosterkammer geübte Praxis, Erhöhungen der Erbpacht jeweils entsprechend der Steigerung der Verbraucherpreise zu verlangen, obgleich nach der gesetzlichen Regelung Anpassungen nur im Umfang der Veränderungen in den Realeinkommen (Veränderungen der Einkommen im Verhältnis zu den Preisen) vorgenommen werden dürfen. 

Die Klosterkammer sieht sich bestätigt durch die höchstrichterliche Rechtsprechung, nach der ein aus der Einkommens- und Preisentwicklung gebildeter Durchschnittswert die Veränderung des Realeinkommens wiedergeben soll. Tatsächlich führt diese Vorgehensweise jedoch dazu, dass die Erhöhung stets entsprechend der Preissteigerungsrate ausfällt, wodurch die gesetzliche Vorgabe unterlaufen wird.

In einer Reihe von Fällen hat die Klosterkammer zahlungsunwillige Pächter verklagt, die der Auffassung sind, dass nur der um die Inflationsrate bereinigte Einkommenszuwachs, also der Kaufkraftgewinn, Maßstab für eine Erhöhung sein darf.

In einem Rechtsstreit vor dem OLG Braunschweig haben die Grundstückspächter nunmehr ein Gutachten vorgelegt, das ihre Auffassung vollauf bestätigt. Prof. Dr. Sibbertsen von der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Leibniz-Universität Hannover führt aus, dass in der Volkswirtschaftslehre der Reallohn zur Messung des Lebensstandards dient und dass die Entwicklung des Reallohns als Maß für die Entwicklung des Lebensstandards herangezogen wird. Insofern erscheine der Reallohn auch als Maß zur Billigkeitsprüfung im Erbbaurecht sinnvoll, wie es sicherlich vom Bundesgerichtshof (BGH) beabsichtigt gewesen sei. In seinem Fazit heißt es, „dass die Berechnungsmethode des BGH….statistisch nicht haltbar ist. Diese Berechnungsmethode führt zu offensichtlich inkorrekten Ergebnissen und somit nicht sachgemäßen Rückschlüssen bei der Billigkeitsprüfung im Erbbaurecht.“

Die Grundstückspächter hoffen, dass die Richter am OLG Braunschweig dieses überzeugende Gutachten nicht nur zur Kenntnis nehmen, sondern daraus auch die notwendigen Konsequenzen ziehen werden. Der Ausgang dieses Verfahrens ist zudem bedeutsam für ca. 160 000 Erbbauberechtigte in ganz Deutschland.
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